
der Vaterschaft an, nicht aber darauf, auf welche Art 
und Weise die neue Tatsache bekannt geworden ist. 
Der Kläger kann insofern nicht schlechter gestellt wer­
den, als wenn er z. B. vorher von sich aus ein solches 
Blutgruppengutachten erreicht und dieses von Anfang 
an als neue Tatsache zur Begründung seiner Klage her­
angezogen hätte. Wollte man das Ausschlußgutachten 
in diesem Verfahren als unerheblich abtun, so hätte das 
außerdem zur Folge — da die erwiesene Unmöglich­
keit der Vaterschaft des Klägers an Beweiswert durch 
nichts mehr übertroffen werden kann —, daß er allein 
deswegen ihm etwa künftig bekannt werdende ander­
weitige neue Tatsachen, die bei Bekanntsein vor die­
sem Verfahren eine fristgemäße Klage gerechtfertigt 
hätten, wie etwa das Bekanntwerden des als wirklicher 
Erzeuger in Betracht kommenden Mannes, nunmehr 
nicht mehr geltend machen könnte. Der Kläger wäre 
dann im Ergebnis durch das Gutachten noch ungün­
stiger gestellt, als wenn die Beiziehung unterblieben 
wäre. Eine solche Konsequenz kann nicht Grundlage 
der zu treffenden Entscheidung sein.
Bei dieser durch das Gutachten und die damit bekannt 
gewordene Tatsache geschaffenen Sachlage ist zugleich 
auch die ansonsten zu prüfende Frage, ob die Klage 
innerhalb der Jahresfrist des § 59 Abs. 2 FGB erhoben 
worden ist, gegenstandslos geworden.
Dem Vorbringen der Verklagten, das Ausschlußgutach- 
ten bedeute keine neue Tatsache, denn der Kläger habe 
bei der Anerkennung der Vaterschaft gewußt, daß es 
ein Siebenmonatskind sei, und er habe somit wider 
besseres Wissen die Vaterschaft anerkannt, kann eben­
falls nicht beigepflichtet werden. Gewiß hatte der Klä^ 
ger davon erfahren, daß es sich um ein Siebenmonats­
kind handelte, und er hat auch einige Zweifel in diesem 
Zusammenhang geäußert. Das bedeutet aber nicht, daß 
er, wie die Verklagte meint, die Vaterschaft „wider 
besseres Wissen“ anerkannt hat. Es kann bei richtiger 
Würdigung des Zustandekommens der Anerkennung 
der Vaterschaft nicht völlig daran vorbeigegangen wer­
den, daß der Kläger damals zwar seit kurzer Zeit voll­
jährig, aber doch in allen diesen Dingen noch sehr un­
erfahren, wie überhaupt in seinem ganzen Wesen et­
was schwerfällig war. Zudem sind die beteiligten Fa­
milienangehörigen Zweifelsäußerungen des Klägers 
hinsichtlich seiner Vaterschaft zu dem Kind sehr ent­
schieden entgegengetreten. Die Kenntnis davon, daß 
das Kind der Verklagten ein Siebenmonatskind ist, 
reichte unter diesen Umständen nicht aus, den Schluß 
zu ziehen, daß der Kläger sich über alle daraus folgen­
den Möglichkeiten und Konsequenzen im klaren war 
und so starke Zweifel haben mußte, daß diese ihn von 
der Anerkennung hätten abhalten müssen.
Aus alledem folgt, daß das vorliegende Ausschlußgut­
achten im Sinne des § 59 FGB eine neue, die Fest­
stellung der Unwirksamkeit der Vaterschaftsanerken­
nung begründende Tatsache ist.
Die Berufung der Verklagten war daher zurückzu­
weisen.
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